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ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. § 2 A NR. 1 

BAUGB 

A. ERFORDERNIS UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Planungsanlass ist die Entwicklungsabsicht der Ortsgemeinde Altrip, das hier in Rede 

stehende Plangebiet einer neuen Nutzung zuzuführen. Überplant wird eine innerörtliche 

Fläche, die größtenteils versiegelt und mit einem nunmehr seit mehr als 10 Jahren brach-

liegenden Einzelhandelsgebäude bebaut ist. Aufgrund der zentralen Lage des Plange-

biets und dem Bedarf an Wohnraum nebst Räumen für medizinischer Versorgung wird 

von der Ortsgemeinde Altrip künftig eine Wohnnutzung nebst möglicher Nutzung für die 

medizinische Versorgung sowie Büroräume für freie Berufe angestrebt. 

Da die Peter Ostermayer Wohnbau GmbH (Vorhabenträger) als Eigentümerin der im 

Plangebiet gelegenen Grundstücke bereit und in der Lage ist, das Plangebiet mit Woh-

nungen und möglichen Räumen für die medizinischer Versorgung bzw. Räumen für freie 

Berufe zu bebauen und sie deshalb auch mit Antrag vom 16.01.2020 die Einleitung eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahren beantragte, hat sich die Ortsgemeinde 

Altrip für die Anwendung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entschieden. Zu-

mal der Vorhabenträger mit dem Antrag vom 16.01.2020 seine Bereitschaft erklärte, sich 

vor dem Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB im Rahmen eines mit der Orts-

gemeinde Altrip zu schließenden Durchführungsvertrages zur Durchführung des Vorha-

bens innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- und Erschlie-

ßungskosten zu verpflichten. 

B. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unter A. hat der Ortsgemeinderat Altrip in sei-

ner Sitzung vom 06.02.2020 die antragsgemäße Einleitung des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplanverfahrens ĂQuartier GoethestraÇeñ beschlossen und zusªtzlich den Be-

schluss gefasst, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ĂQuartier GoethestraÇeñ auf-

zustellen und die Aufstellung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB vorzu-

nehmen. Der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ist zusammen mit dem 

Beschluss der Aufstellung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 3 BauGB am 

06.03.2020 im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Rheinauen ortsüblich bekanntgemacht 

worden. 

C. ANWENDUNG DER VERFAHRENSVORSCHRIFTEN DES § 13 A BAUGB I.V.M. § 13 BAUGB 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der zentralen Orts-

lage von Altrip. Die Planung beabsichtigt, dass mit einem Einzelhandelsgebäude be-

baute, seit mehr als 10 Jahren aber nicht mehr genutzte und brachliegende innerörtliche 

Gelände einer neuen Nutzung zuzuführen. Als Maßnahme der Innenentwicklung sind 

die Anforderungen an die Durchführung des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a 

BauGB erfüllt: 

Á Zusätzliche Versiegelungen / Überbauungen werden zwar durch die Planung gegen-

über der Bestandssituation ermöglicht, durch die Planung entstehen aber keine 
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überbaubaren Flächen / Versiegelungen von über 20.000 m², umfasst das Plange-

biet doch überhaupt nur rund 2.700 m². 

Á Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7b (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden.  

Á Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur 

Vermeidung oder Begrenzung von Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 

Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz zu beachten sind. 

Á Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach 

dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird 

ebenfalls nicht vorbereitet oder begründet.  

Á Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets wird nicht beein-

trächtigt. 

Aufgrund dieser Voraussetzungen wird der Bebauungsplan als Bebauungsplan der In-

nenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt.  

Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird daher in diesem Verfahren von der Umweltprüfung, vom 

Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, 

welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammen-

fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in diesem Verfahren Eingriffe, die auf Grund des 

Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 

planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Hiernach ist ein Ausgleich nämlich 

nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 

sind oder zulässig waren.  

Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung sowie die wegfallende Erforderlichkeit 

eines landespflegerischen Ausgleichs für die entstehenden Eingriffe entbinden jedoch 

nicht von der Notwendigkeit der Abwägung der Umweltbelange. 

Die naturschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen des Bebauungsplans beachtet 

und in der Abwägung berücksichtigt. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Um-

weltbelange waren bei der Planaufstellung nicht erkennbar. 

D. GRUNDLAGEN 

1. Planungsgrundlagen 

Wesentliche Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

Á Geotechnische Stellungnahme (01/2020), Dipl.-Ing. Peter Josy, Beratender Ingeni-

eur für Grund- und Felsbau, 

Á Baumkontrolle bezüglich Fortpflanzungs- und Ruhestätten europarechtlich ge-

schützter Arten & Herleitung des Untersuchungsumfanges für die artenschutzrecht-

liche Verträglichkeitsstudie (01/2020), Spang, Fischer, Natschka GmbH 

Á Baumkartierung (01/2020), Michael Ziegler Baumpflege + Sachverständigenbüro 

Á Bebauungskonzept (04/2020), Peter Ostermayer Wohnbau GmbH 

Á Verkehrsgutachten ï Ermittlung der Verkehrsnachfrage (03/2020), Willaredt Ingeni-

eure PartG mbB  
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Á Schallimmissionsprognose - Neubau von zwei Mehrfamilienwohnhäusern und einem 

 rztehaus mit Wohnungen GoethestraÇe 10, 67122 Altripñ (Bericht Nr.: 20-2916, 

03/2020) der Dr. Gruschka Ingenieurgesellschaft mbH Schalltechnisches Büro 

Darmstadt 

Á Aktuell rechtsgültiger Flächennutzungsplan der Verbandgemeinde Rheinauen  

https://www.geoportal.rlp.de/map?LAYER[visible]=1&LAYER[queryl-

ayer]=1&LAYER[zoom]=1&LAYER[id]=38080&LAYER[visible]=0&LAYER[querylayer]=0, ab-

gerufen 03/2020,  

Á Abfrage LANIS RLP unter  

https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/, abgerufen 03/2020, 

Á Abfrage Geoportal Wasser RLP unter  

http://www.gda-wasser.rlp.de/GDAWasser/client/gisclient/index.html?applicatio-

nId=12588&forcePreventCache=14143139175, abgerufen 03/2020, 

Á Abfrage Geoportal Boden RLP unter  

https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=19, abgerufen 03/2020 und 

Á Abfrage GDKE RLP unter  

https://gdke.rlp.de/fileadmin/gdke/Dateien/landesdenkmalpflege/Verzeichnis_Kulturdaenk-

maeler/Rhein-Lahn-Kreis.pdf, abgerufen 03/2020. 

2. Lage, Größe und Geltungsbereich des Plangebiets 

Altrip ist eine Gemeinde innerhalb der Verbandsgemeinde Rheinauen im Rhein-Pfalz-

Kreis. Das Plangebiet selbst befindet sich inmitten der Ortslage von Altrip und wird über 

die ĂGoethestraÇeñ erschlossen. 

Der ungefähre Standort des Plangebietes ist dem nachfolgenden Lageplan zu entneh-

men. 

Lage des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) innerhalb der Ortslage von Altrip (Quelle: LANIS RLP 

03/2020) 

Die Größe des Plangebiets beträgt rund 2.700 m². Das Plangebiet wird begrenzt durch: 
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- im Norden: durch die südlichen Flurstücksgrenzen der Flurstücke 1051/2, 

1048/4 und 1044/3 

- im Süden: durch die nördliche Straßenbegrenzung der Speyerer Straße 

- im Osten: durch die westliche Straßenbegrenzung der Goethestraße 

- im Westen: durch Teile der östlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 1052/4, 

durch die südliche Flurstücksgrenze des Flurstücks 1054/6, durch 

die östliche und eine südliche Flurstücksgrenze des Flurstücks 

1057/3, durch Teile der südlichen Flurstücksgrenze des Flur-

stücks 1055/5 sowie durch die östliche Flurstücksgrenze des Flur-

stücks 1058/3. 

Die genaue Abgrenzung des Bebauungsplanes ergibt sich aus der bei-gefügten Plan-

zeichnung im Maßstab 1:1.000. Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplans stimmt mit dem räumlichen Bereich des Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplans überein 

3. Bestandssituation 

Das Plangebiet ist mit einem zwischenzeitlich seit mehreren Jahren leerstehenden Le-

bensmittelmarkt bebaut. Typisch für diese Vornutzung weist der Großteil des Plangebie-

tes einen hohen Versiegelungsgrad auf. Die dazugehörige und ebenfalls ungenutzte 

Parkplatzfläche ist in großen Teilen mit Moos und Ruderalvegetation überwachsenen. 

Das Umfeld des Plangebiets wird im wesentlich durch Wohnbebauung geprägt. Außer-

dem sind nichtstörende gewerbliche Nutzungen im Umfeld des Plangebiets vorhanden.  

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets mit technischer Infrastruktur erfolgt gegenwär-

tig durch Anschluss an die bestehenden Netze.  

E. VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 

Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-

bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen insbesondere nachfolgend 

dargestellte Aspekte dazu. 

1. Regionaler Raumordnungsplan 

Der seit Dezember 2014 verbindliche Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar stellt das 

Plangebiet als ĂSiedlungsflªche Wohnenñ dar. Die nun geplante vorhabenbezogenen 

Nutzung ĂWohnen / Gesundheitliche Versorgungñ entspricht demnach den Darstellun-

gen des aktuellen Raumordnungsplans.  
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Lage des Plangebiets rot gekennzeichnet) im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (genehmigte Fas-

sung 2014) 

2. Flächennutzungsplanung 

Der derzeit rechtskräftige Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rheinauen stellt 

das Plangebiet als gemischte Baufläche dar (siehe nachfolgende Abbildung). 

Darstellung des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) im Flächennutzungsplan der Verbandgemeinde 

Rheinauen (Quelle: geoportal.rlp.de) 

Nach den festgesetzten Nutzungsarten Wohnen, Gebäude und Räume für freie Berufe 

sowie Anlagen für gesundheitliche Zwecke kann von einer gemischten Nutzung ausge-

gangen und die hier in Rede stehende Planung als aus dem Flächennutzungsplan ent-

wickelt angesehen werden. 
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F. FACHPLANERISCHE VORGABEN 

1. Schutzgebiete und -objekte 

1.1 Internationale Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine 

Á Natura 2000-Gebiete (Fauna-Flora-Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete), Vogel-

schutzgebiete (VSG-Gebiete)) oder  

Á Gebiete der Ramsar-Konvention  

ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 

Auswirkungen des Planvorhabens auf die Schutzgebiete und deren Schutzzwecke sind 

demnach nicht zu erwarten. 

1.2 Nationale Schutzgebiete und -objekte gemäß §§ 23-29 BNatSchG 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

Á Naturschutzgebiete (NSG) nach § 23 BNatSchG, 

Á Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, 

Á Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG, 

Á Naturparke (NTP) nach § 27 BNatSchG, 

Á Naturdenkmäler (ND) nach § 28 BNatSchG sowie  

Á Geschützte Landschaftsbestandteile (LB) nach § 29 BNatSchG  

ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 

Auswirkungen des Planvorhabens auf die Schutzgebiete und deren Schutzzwecke sind 

demnach nicht zu erwarten. 

Allerdings liegt das Plangebiet innerhalb des Landschaftsschutzgebietes (LSG) ĂPfªl-

zische Rheinauenñ (07-LSG-73-1). 

Schutzzweck gemªÇ Ä 3 der Rechtsverordnung ¿ber das Landschaftsschutzgebiet ĂPfªl-

zische Rheinauenñ ist 

1. die Erhaltung der landschaftlichen Eigenart und Schönheit der Rheinauen mit 

ihren stehenden und fließenden Gewässern, insbesondere seiner Altrheinarme, 

naturnahen Waldgebieten, Waldrandbiotopen, Lichtungen, Feucht- und Nass-

wiesenbiotopen, 

2. die Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Na-

turhaushaltes für einen großräumigen ökologischen Ausgleich, 

3. die Sicherung dieser naturnahen Rheinauenlandschaft für die Erholung. 

Gemäß § 1 (2) der Rechtsverordnung gelten die §§ 4 bis 7 (Verbote, Ausnahmen, Ord-

nungswidrigkeiten) jedoch weder für Flächen im Geltungsbereich eines Bebauungspla-

nes, für die eine bauliche Nutzung festgesetzt ist, dies gilt auch für einen künftigen Be-

bauungsplan ab dem Zeitpunkt seiner Rechtsverbindlichkeit (§ 12 BauGB), noch für Flä-

chen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 des BauGB. 
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1.3 Gesetzlich geschützte und schutzwürdige Biotope 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

Á Gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG sowie nach § 15 

LNatSchG, 

Á Schutzwürdigen Biotope (BK) sowie  

Á FFH-Lebensraumtypen 

ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 

Auswirkungen des Planvorhabens sind demnach nicht zu erwarten. 

1.4 Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

Á Überschwemmungsgebiete (ÜSG), 

Á Mineralwasserschutzgebiete sowie  

Á Heilquellenschutzgebiete 

ausgewiesen (Quelle: Geoportal Wasser RLP). 

Auswirkungen des Planvorhabens sind demnach nicht zu erwarten. 

Allerdings befindet sich das Plangebiet innerhalb der Schutzzone III des Trinkwasser-

schutzgebietes (TWSG) mit Rechtsverordnung (RVO) ĂWSG Altripñ (404400205) (siehe 

nachfolgende Abbildung). 

Die Rechtsverordnung ist zwingend zu beachten. 

 

Lage des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) innerhalb des Trinkwasserschutzgebietes (Quelle: Geo-

portal Wasser RLP 03/2020) 

Zudem liegt das Plangebiet innerhalb eines nachrichtlichen Überschwemmungsge-

bietes / hochwassergefährdeten Bereichs (HQExtrem) (siehe nachfolgende Abbildung).  

Das Gebiet befindet sich jedoch in der von Deichen und Dämmen oder sonstigen Hoch-

wasserschutzanlagen geschützten Rheinniederung. Lediglich bei einem Versagen oder 

Überströmen der vorhandenen Hochwasserschutzeinrichtungen kann dies zu einer 

Überflutung des Planungsbereiches führen. Vor diesem Hintergrund stellt ein allgemei-

ner Verzicht auf eine Bebauung in diesem Raum keine Planungsalternative dar. 
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Lage des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) innerhalb des hochwassergefährdeten Bereichs (Quelle: 

Geoportal Wasser RLP 03/2020) 

2. Entwässerung 

Das im Baugebiet anfallende Schmutzwasser wird, wie bisher, an die Ortskanalisation 

mit zentraler Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen.  

Die Geotechnische Stellungnahme (Dipl.-Ing. Peter Josy Beratender Ingenieur für 

Grund- und Felsbau ï als Anlage beigefügt) sagt aus, dass die Bodenbeschaffenheiten 

aufgrund ihrer geringen Wasserdurchlässigkeit für eine Versickerung von Nieder-

schlagswasser nicht geeignet sind.  

Eine Versickerung wäre allenfalls über tiefliegende Rigolen möglich. Jedoch wird davon 

aufgrund des geringen Grundwasserflurabstandes bei Hochwasser gutachterlich abge-

raten.  

Anfallendes Niederschlagswasser, was nicht durch die Dachbegrünung und die unver-

siegelten Oberflächen im Plangebiet zurückgehalten wird, wird wie bisher in die Misch-

kanalisation abgeleitet.  

3. Schallschutz 

Die ĂSchallimmissionsprognose Neubau von zwei Mehrfamilienwohnhäusern und einem 

 rztehaus mit Wohnungen GoethestraÇe 10, 67122 Altripñ1 der Dr. Gruschka Ingenieur-

gesellschaft mbH, Schalltechnisches Büro aus Darmstadt führt zum Ergebnis, dass beim 

bestimmungsgemäßen Betrieb des geplanten Vorhabens die Anforderungen an den 

Schallimmissionsschutz der TA Lärm2 ohne zusätzliche Maßnahmen erfüllt sind. 

Weiterhin werden folgende Hinweise gegeben: 

                                                           
1  Bericht NR.: 20-2916, 03/2020, als Anlage beigefügt. 

2  Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anlei-

tung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 28. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503), zuletzt 

geändert durch Bekanntmachung des BMUB vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5), in Kraft 

getreten am 9. Juni 2017 
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Á Zur Vermeidung störender Klappergeräusche beim Überfahren sind Boden-Gitter-

roste im Bereich der Tiefgaragenzufahrt geeignet zu befestigen oder elastisch zu 

lagern. 

Á Die Geräusche des Tiefgaragentores und dessen Antriebs dürfen gemäß Tab. 9 der 

DIN 4109-1, "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", Januar 

2018, in angrenzenden Wohn- und Schlafräumen einen Schalldruckpegel von 30 

dB(A) nicht überschreiten. Die Einhaltung des Grenzwertes ist durch den Hersteller 

zu gewährleisten. Hierdurch ist auch die Einhaltung der Anforderungen an den 

Schallimmissionsschutz in der Nachbarschaft sichergestellt. 

Á Bei der Errichtung und beim Betrieb von Luftwärmepumpen, Klimaanlagen, Lüftungs-

geräten, Mini-Blockheizkraftwerken und vergleichbaren Anlagen ist über die gelten-

den Normen und Verordnungen (z. B. TA Lärm)hinaus auch der "Leitfaden für die 

Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" zu beachten3. 

4. Altablagerungen / Altlasten 

Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen, die eine 

Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erfor-

derlich machen würden, liegen bei der Ortsgemeinde Altrip nicht vor. Aufgrund der ver-

gangenen und gegenwärtigen Nutzungen der hier in Rede stehenden Grundstücke sind 

auch keine schädlichen Bodenveränderungen zu erwarten. 

5. Kultur- oder sonstige Sachgüter sowie archäologische Fundstellen und Boden-

denkmäler 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Kulturdenkmäler oder 

kulturhistorisch interessanten Baulichkeiten (Quelle: GDKE RLP). Über archäologische 

Fundstellen oder Bodendenkmäler ist ebenfalls nichts bekannt. 

Sollten dennoch während der Bauphase Funde zu Tage trete, so besteht eine gesetzli-

che Verpflichtung zur Meldung an die zuständige Behörde. 

Auch Kleindenkmäler wie Grenzsteine sind zu berücksichtigen und dürfen von Planie-

rungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt 

werden. 

Sonstige bedeutsame Sachgüter sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. 

6. Sonstiges 

Weitere Zielvorstellungen von Fachplanungen, die im Widerspruch zu der vorliegenden 

Planung stehen, bzw. die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbereichs des Bebau-

ungsplans ausschließen oder einschränken, sind derzeit nicht bekannt. 

  

                                                           
3  https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden_1503575952.pdf  
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G. LANDESPFLEGERISCHE BEWERTUNG  

1. Hinweise zur Anwendung des § 13a BauGB 

Die Anwendung des § 13 a BauGB ermöglicht es, von der Durchführung einer Umwelt-

prüfung nach § 2 a BauGB sowie von der Überwachung nach § 4 c BauGB abzusehen. 

Ein eigenständiger Fachbeitrag Naturschutz ist gleichfalls nicht notwendig. Die Belange 

des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1 a BauGB sind allerdings nach 

wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei eine Pflicht zur 

Kompensation möglicher erheblicher Auswirkungen auf Natur und Landschaft nicht be-

steht, da Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, 

als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 

oder zulässig gelten. 

Gleichwohl wird eine Berücksichtigung der landespflegerischen Zielvorstellungen - so-

weit dies im Rahmen der Realisierung des Vorhabens möglich ist - sowie eine Integration 

der vorgeschlagen landespflegerischen / grünordnerischen Maßnahmen im Plangebiet 

in den Bebauungsplan empfohlen. 

Ergänzend wird darauf verwiesen, dass - unabhängig von der Anwendung des § 13 a 

BauGB - die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

2. Bestandssituation und Auswirkungen der Planung auf Natur und Umwelt 

Das Plangebiet des hier in Rede stehenden Bebauungsplans befindet sich inmitten der 

Ortslage von Altrip und wird über die ĂGoethestraÇeñ erschlossen. 

Innerhalb des Plangebiets findet sich ein leerstehendes Supermarktgebäude mit den 

dazugehörigen zum Teil mit Moos und Ruderalvegetation überwachsenen Parkplatzflä-

chen (siehe nachfolgende Abbildung). 

Dementsprechend weist der Großteil des Plangebietes einen hohen Versiegelungsgrad 

auf. Lediglich im südwestlichen Randbereich finden sich Gehölzstrukturen4. 

                                                           
4  Nach gutachterlicher Prüfung der artenschutzrechtlichen Belange (Gutachten als Anlage beigefügt) 

durch das Büro SFN-Planer aus Wiesloch in Zusammenarbeit mit dem staatlich geprüften Fachagrar-

wirt für Baumpflege und Baumsanierung Michael Ziegler aus Wiesloch wurden die Bäume bereits im 

Februar 2020 gefällt. 
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Luftbild für den Bereich des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) und dessen Umgebung (Quelle: LANIS 

RLP 03/2020, Stand Luftbild 07/2018) 

2.1 Schutzgut Fläche 

Das Plangebiet stellt sich als stark anthropogen vorbelastete Fläche im Innenbereich 

dar; dieser kommen aufgrund der Vorbelastung und des hohen Versiegelungsgrades 

keine bedeutenden Funktionen hinsichtlich des Naturhaushaltes mehr zu.  

Das Planvorhaben folgt dem Grundsatz Innen- vor Außenentwicklung, in dem innerörtli-

che, derzeit brachliegende Flächen einer Wiedernutzung zugeführt werden. 

Durch das Planvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu 

erwarten. 

2.2 Schutzgut Boden 

Das Plangebiet liegt innerhalb einer Bodengroßlandschaft der Auen und Niederterras-

sen. Es handelt sich grundsätzlich um Standorte mit potenzieller Auendynamik und mit 

Grundwassereinfluss im Unterboden. (Quelle: Geoportal Boden RLP) 

Um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, wird an dieser Stelle zudem auf die Aus-

f¿hrungen zur Thematik ĂAltablagerungen / Altlastenñ in Kapitel F Punkt 4 sowie zur The-

matik ĂRadonñ in Kapitel J Punkt 1.4 verwiesen. 

Aufgrund der hohen Vorbelastung durch das bestehende Baurecht wurde das Schutzgut 

Boden bereits stark beeinträchtigt: Durch eine fast vollständige Versiegelung wurden bi-

ologisch aktive Bodenflächen und deren natürliche Bodenfunktionen überformt und gin-

gen verloren.  

Die geplanten Änderungen finden überwiegend auf vorbelasteten, versiegelten Flächen 

statt. 

Durch das Planvorhaben sind demnach keine erheblichen Auswirkungen auf das 

Schutzgut zu erwarten. 
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2.3 Schutzgut Wasser 

Im Plangebiet liegt die Grundwasserlandschaft ĂQuartäre und pliozäne Sedimenteñ. Die 

Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung ist grundsätzlich günstig. Die Grundwas-

serneubildungsrate liegt bei 120 mm/a.  

Es sind keine Oberflächengewässer im Plangebiet sowie dessen Nahbereich vorhan-

den. (Quelle: Geoportal Wasser RLP).  

Um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, wird an dieser Stelle zudem auf die Aus-

f¿hrungen zur Thematik ĂWasserrechtliche Schutzgebieteñ in Kapitel F Punkt 1.4 verwie-

sen. 

Durch die ehemalige Nutzung und den damit verbundenen hohen Versiegelungsgrad 

gingen bereits im Vorfeld Versickerungsflächen verloren. Weiterhin wurde die Grund-

wasserneubildungsrate reduziert.  

Die geplanten Änderungen finden überwiegend auf vorbelasteten, versiegelten Flächen 

statt. 

Durch das Planvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu 

erwarten. 

2.4 Schutzgut Luft / Klima 

Regionalklimatisch befindet sich das Plangebiet innerhalb eines klimatischen Wirk-

raums (Quelle: LANIS RLP), was eine geringe Durchlüftung und thermische Belastung in 

den Sommermonaten indiziert. 

Jedoch wurde die klimatische Situation im Plangebiet bereits im Vorfeld durch großflä-

chige Versiegelung in Form von Gebäuden, Erschließung und Stellplatzflächen ver-

schärft.  

Die Planung führt zum Verlust der wenigen, kleinklimatisch wirksamen Gehölze inner-

halb des Plangebietes.  

Um der thermischen Belastung durch den hohen Versiegelungsgrad entgegenzuwirken, 

ist im Rahmen der Planung darauf zu achten, ausreichend Grünstrukturen zu schaffen. 

2.5 Schutzgut Ort- und Landschaftsbild / Erholung 

Das Plangebiet sowie seine Umgebung sind geprägt durch einen hohen Versiegelungs-

grad. Die große Parkplatzfläche ist vollständig versiegelt. Bedingt durch den längeren 

Leerstand ist die Parkplatzfläche zum Teil mit Moos und Ruderalvegetation überwach-

sen. 

Die Planung führt durch die Umnutzung der Fläche zu einer deutlichen Aufwertung des 

Plangebietes. 

Da es im Rahmen der Planung zum Verlust der wenigen, strukturierenden Elemente (im 

südwestlichen Randbereich vorhandene Gehölze) innerhalb des Plangebietes kommt, 

ist darauf zu achten, ausreichend Grünstrukturen zu schaffen und das Plangebiet somit 

weiter aufzuwerten. 

Durch das Planvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu 

erwarten. 
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2.6 Schutzgut Arten und Biotope 

Wie bereits dem Kapitel F Punkt 1.3 zu entnehmen ist, sind für das Plangebiet keine 

gesetzlich geschützten bzw. schutzwürdigen Biotope ausgewiesen. 

Im Rahmen des Gutachtens ĂBaumkontrolle bez¿glich Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

europarechtlich geschützter Arten & Herleitung des Untersuchungsumfanges für die ar-

tenschutzrechtliche Vertrªglichkeitsstudieñ (01/2020) (als Anlage beigef¿gt) des B¿ros 

SFN-Planer aus Wiesloch in Zusammenarbeit mit dem staatlich geprüften Fachagrarwirt 

für Baumpflege und Baumsanierung Michael Ziegler, Baumpflege & Sachverständigen-

büro aus Speyer wird den artenschutzrechtlichen Belangen Rechnung getragen. 

Nachfolgend werden die Ergebnisse kurz zusammengefasst: 

Aufgrund der Habitatausstattung des Vorhabenbereiches ist ein Vorkommen arten-

schutzrechtlich relevanter Arten im Vorhabenbereich grundsätzlich nicht auszuschlie-

ßen. 

An den Gehölzen am südwestlichen Rand des Vorhabenbereiches wurden bei der Kon-

trolluntersuchung am 09.01.2020 keine Baumhöhlen, Spalten, Astabbrüche oder abste-

hende Rindenteile erfasst, die als Quartier von Vögeln oder Fledermäusen genutzt wer-

den könnten.5 

Da essentielle Nahrungshabitate für Brutvögel im Vorhabenbereich nicht vorhanden sind 

und aufgrund der Habitatausstattung Fortpflanzungs- und Ruhestätten ausgeschlossen 

werden können, sind bezüglich der Brutvögel keine weiteren Erfassungen erforderlich. 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten von baumbewohnenden Fledermäusen sind aufgrund 

des Fehlens von Quartiermöglichkeiten in den Gehölzen ebenfalls auszuschließen. Eine 

gelegentliche Nutzung der Fläche als Nahrungshabitat ist möglich, die Fläche stellt je-

doch kein essentielles Habitat dar.  

Das leerstehende, jedoch gut erhaltene Gebäude bietet dem ersten Eindruck nach keine 

Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse. Zum sicheren Ausschluss von Ruhe- und Fort-

pflanzungsstätten am Gebäude ist vor dem Abriss eine Gebäudekontrolle durchzufüh-

ren.  

Aufgrund der vorhandenen Habitatstrukturen im Plangebiet kann ein Vorkommen von 

Zaun- / Mauereidechsen nicht von vornherein ausgeschlossen werden, so dass eine 

Bestandserfassungen durchgeführt werden muss.  

Sollte der Nachweis auf ein Vorkommen von Fledermaus- bzw. Reptilienarten erbracht 

werden, so ist in enger Abstimmung mit der zuständigen Behörde ein Plan zum Erhalt 

oder Ersatz der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere zu erarbeiten. 

Es wurden keine Hinweise auf ein Vorkommen von Käfern an den Bäumen festgestellt. 

Ein Vorkommen sonstiger streng bzw. europarechtlich geschützter Arten ist aufgrund 

fehlender Habitatstrukturen / -requisiten (u.a. Gewässer, Futterpflanzen) nicht zu erwar-

ten. 

                                                           
5   Im Hinblick auf das Ergebnis der Kontrolluntersuchung am 09.01.2020 wurden die Bäume bereits im 

Februar 2020 gefällt. Die Rodung erfolgte abschnittsweise, um die teilweise mit Efeu bewachsenen 

Bereiche nochmals auf potentiell vorhandene, vom Boden nicht erfassbare Quartiermöglichkeiten kon-

trollieren zu können. 
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2.7 Schutzgut Mensch 

Das Planvorhaben bedingt gegenüber der Vornutzung keine erheblichen Mehrbelastun-

gen, was die Themen Lärm und Schadstoffe betrifft. 

Um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, wird an dieser Stelle zudem auf die Aus-

f¿hrungen zur Thematik ĂAltablagerungen / Altlastenñ in Kapitel F Punkt 4 sowie zur The-

matik ĂRadonñ in Kapitel J Punkt 1.4 verwiesen. 

Durch das Planvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu 

erwarten. 

2.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, wird an dieser Stelle auf die Ausführungen 

in Kapitel F Punkt 5 verwiesen. 

Durch das Planvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu 

erwarten. 

3. Landespflegerische Zielvorstellungen  

Im Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 

BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 

sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung 

erfolgt oder zulässig. 

Aufgrund der Bestandssituation, die im Großteil des Plangebietes bereits ein hohes Maß 

an Versiegelung aufweist, ist es umso wichtiger, bei der Überplanung der vorhandenen 

Strukturen darauf zu achten, ausreichend Grünstrukturen zu schaffen, die nicht nur aus 

ökologischer Sicht, sondern auch im Hinblick auf das Wohlbefinden der dort zukünftig 

wohnenden und arbeitenden Menschen einen wertvollen Beitrag leisten. 

Aus diesem Grund wird empfohlen, folgende landespflegerische / grünordnerische Maß-

nahmen in die Planung einfließen zu lassen: 

Á Schaffung von Grünflächen mit heimischen, standortgerechten Gehölzen 

Á Dachbegrünung 

Zudem sind unabhängig von der Anwendung des § 13 a BauGB die Artenschutzvor-

schriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten, so dass Rodungs- bzw. Pflegemaß-

nahmen ausschließlich im gesetzlich vorgegebenen Zeitraum von Oktober bis Februar 

durchzuführen sind. Ausnahmen6 hiervon sind in enger Abstimmung mit der zuständigen 

Unteren Naturschutzbehörde möglich. 

Weiterhin ist vor Abriss der leerstehenden Gebäude zu prüfen, ob diese von streng bzw. 

europarechtlich geschützte Arten als Quartier- / Brutstätte genutzt werden. Da die derzeit 

brachliegenden Freiflächen ebenfalls ein gewisses Potential als Lebensraum aufweisen 

(hier v.a. Reptilien), ist das Plangebiet vor Baubeginn auf ein Vorkommen zu prüfen.  

In beiden Fällen gilt: 

Werden Vorkommen festgestellt, ist in enger Abstimmung mit der zuständigen Behörde 

ein Plan zum Erhalt oder Ersatz der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere zu 

erarbeiten. 

                                                           
6  z.B. zu Zwecken der Verkehrssicherung 
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4. Übernahme der landespflegerischen Zielvorstellungen in den Bebauungsplan 

Die landespflegerischen Zielvorstellungen finden folgende Berücksichtigung im Rahmen 

der hier vorliegenden Bebauungsplanung: 

Maßnahme M1 ï Begrünung der Grundstücksflächen 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie 

nicht als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt 

werden, landschaftsgärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 

Hierfür sind die Flächen mit heimischen, standortgerechten Gehölzen gemäß Pflanzliste 

A (siehe Textfestsetzungen) zu bepflanzen. Für kleinere Restflächen können auch bo-

dendeckende Pflanzen verwendet werden. Die Pflanzungen sind spätestens in der auf 

das Jahr der Gebäudefertigstellung folgenden Pflanzperiode vorzunehmen und dauer-

haft zu erhalten. Ausfälle sind gleichartig zu ersetzten. 

Hinweis: Auch eine Bepflanzung mit Großsträuchern (ab 40 cm Überdeckung) sowie mit 

Kleinbäumen (ab 60 cm Überdeckung) ist im Bereich der unterbauten Grundstücksflä-

chen (Tiefgarage) möglich. 

Maßnahme M2 ï Begrünung von Stellplatzflächen 

Für jeden vierten, oberirdischen Stellplatz ist, in direkter Zuordnung zu diesen Stellplät-

zen, ein Laubbaum-Hochstamm gemäß Pflanzliste B (siehe Textfestsetzungen) zu pflan-

zen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegen Anfahren zu schützen. Abgängige 

Bäume sind gleichartig zu ersetzen. 

Maßnahme M3 ï Dachbegrünung 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer (bis 12° Neigung) sind zu begrünen. Eine flä-

chendeckende und dauerhafte Dachbegrünung ist in diesem Zusammenhang mit einer 

Substratschicht von min. 10 cm anzulegen. Die Begrünung kann durch Ansaat oder Be-

pflanzung gemäß Pflanzliste C (siehe Textfestsetzungen) erfolgen. Die Bepflanzung ist 

dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG wird 

auf die gesetzlichen Vorgaben sowie die im Rahmen des Gutachtens ĂBaumkontrolle 

bezüglich Fortpflanzungs- und Ruhestätten europarechtlich geschützter Arten & Herlei-

tung des Untersuchungsumfanges f¿r die artenschutzrechtliche Vertrªglichkeitsstudieñ 

(01/2020) (als Anlage beigefügt) des Büros SFN-Planer aus Wiesloch in Zusammenar-

beit mit dem staatlich geprüften Fachagrarwirt für Baumpflege und Baumsanierung Mi-

chael Ziegler, Baumpflege & Sachverständigenbüro aus Speyer getroffenen Aussagen 

verwiesen. 
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H. DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1. Städtebauliche Zielvorgaben 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ĂQuartier GoethestraÇeñ soll eine geordnete 

und nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Das Plangebiet soll dabei 

einer Entwicklung zugeführt werden, die den künftigen Nutzern und deren Nutzungsbe-

dürfnissen gerecht wird (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB).  

Konflikte mit der benachbarten Bebauung bzw. Nutzung, eine Beeinträchtigung von 

Landschaftspotentialen und negative Auswirkungen auf die gesamtörtliche und städte-

bauliche Entwicklung sollen verhindert bzw. minimiert werden. 

Bei der Durchführung des Bebauungsplanes sind daher insbesondere folgende städte-

bauliche Planungsziele zu berücksichtigen: 

Á Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (vgl. § 1 Abs. 6 

Nr. 1 BauGB), 

Á Befriedigung der Nachfrage nach Wohnbauflächen durch Bereitstellung von qualita-

tiv hochwertigem Wohnraum bei guten Wohnbedingungen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 2 

BauGB), 

Á Vorgaben zur Gestaltung baulicher Anlagen zum Erreichen gestalterischer Grund-

prinzipien bei geringstmöglicher Einschränkung der individuellen Gestaltungsvor-

stellungen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB), 

Á Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sollen durch gezielte Maßnahmen ver-

mieden bzw. bei unvermeidbaren Eingriffen auf das notwendige Minimum reduziert 

werden (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB), 

Á funktionsgerechte und wirtschaftliche Erschließung (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

sowie 

Á die baurechtliche Sicherung der gemeindlichen Vorstellungen zur zukünftigen Ent-

wicklung des Gebietes (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). 

2. Erläuterung der Planung 

Mit der Planung wird als zulässige Nutzung die Errichtung von Wohngebäuden, Gebäu-

den und Räumen für freie Berufe sowie Anlagen für gesundheitliche Zwecke ermöglicht. 

Zusätzlich zu den Nutzungsarten sieht der vorhabenbezogene Bebauungsplan die Fest-

setzung von Höchstmaßen beim Maß der baulichen Nutzung nebst weiteren baupla-

nungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen vor. Zum Zwecke der Konkretisie-

rung werden zudem im Vorhaben- und Erschließungsplan ergänzende Festsetzungen 

zum Mindestmaß der baulichen Nutzung getroffen. 

Soweit innerhalb dieser festgesetzten Nutzungen ein Spielraum bei der Vorhabenver-

wirklichung verbleibt, wird zudem ergänzend gemäß § 12 Abs. 3a BauGB festgesetzt, 

dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu 

deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag mit der Ortsge-

meinde Altrip verpflichtet. 
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Bebauungskonzept (04/2020), Peter Ostermayer Wohnbau GmbH 

I. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung werden einzelne konkrete Nutzungs-

arten festgesetzt. Soweit die Festsetzung Spielräume zulässt, wird im Hinblick auf den 

notwendigen Vorhabenbezug ergänzend festgesetzt, dass innerhalb der festgesetzten 

Art der baulichen Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung 

sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet (§ 12 Abs. 3a BauGB). 

Ergänzend zu den Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan sieht der Vor-

haben- und Erschließungsplan zusätzliche Festsetzungen zum Mindestmaß des Ge-

schossflächenanteils für Wohnnutzung, bezogen auf die Gesamt-Geschossfläche, vor. 

Diese Festsetzung dient dem Zweck der vorhabenbezogenen Konkretisierung. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung von Grundflächenzahl 

(GRZ) und Geschoßflächenzahl (GFZ) sowie durch Angaben der maximalen Gebäude-

höhe jeweils als Höchstmaß geregelt. 

Die Grundflächenzahl wird für das Plangebiet mit 0,6 bestimmt, was sich aus dem ge-

planten Vorhaben begründet. Der umgebenden Bebauung kann sowohl in ihrem Versie-

gelungsgrad als auch der vorhandenen Nutzungen die Prägung eines allgemeinen 

Wohngebiets zugesprochen werden. Da sich gegenüber der Bestandssituation durch 
















